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Belegausgabepflicht – Eine Analyse 
Stand: 10. Februar 2020 

 

Zusammenfassung 
In diesem Dokument wird erklärt, welche Rolle die Belegausgabepflicht im Gesamtkonzept 
der Manipulationssicherung von Kassensystemen spielt. Speziell bei Kassen-Nachschauen 
sollen durch Belegkontrollen schnell und einfach Nicht- oder Falscherfassungen erkennbar 
werden.  

Die Auswirkungen einer Belegausgabepflicht mit reinen Papierbelegen werden abgeschätzt.  

Es werden alle dem DFKA bekannten Möglichkeiten zur Abmilderung der Nachteile einer Be-
legausgabepflicht, die ohne Beeinträchtigung der Sicherheit möglich sind, vorgestellt.  

Der DFKA empfiehlt die folgenden Schritte:  

1. Zulassen des Drucks der Daten zur Belegabsicherung in Form eines platzsparenden 
QR-Codes, um Papierbelege möglichst kurz zu halten 

2. Standardisierung von Inhalten und Verfahren für elektronische Belege  
3. Von unvorbereiteten Erleichterungsregeln wird aufgrund von Sicherheitsproblemen 

abgeraten 
4. Klare Kommunikation des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) zu den Themen Be-

legausgabepflicht und Kassen-Nachschau 

1 Aktuelle Diskussion 
Seit Anfang November 2019 ist die Belegausgabepflicht gemäß § 146a Absatz 2 der Abga-
benordnung (AO) in der öffentlichen Diskussionen. Sie wurde im Dezember 2016 in das Ge-
setz aufgenommen und gilt seit dem 1. Januar 2020.  

Die entsprechende Formulierung im Gesetz lautet: 

Wer aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle […] erfasst, hat dem an diesem Geschäftsvor-
fall Beteiligten in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit dem Geschäftsvorfall unbe-
schadet anderer gesetzlicher Vorschriften einen Beleg über den Geschäftsvorfall auszustellen 
und dem an diesem Geschäftsvorfall Beteiligten zur Verfügung zu stellen (Belegausgabe-
pflicht).  

Die Kassensicherungsverordnung (KassenSichV) erlaubt in § 6 die Ausgabe elektronischer 
Belege: 

Ein Beleg kann in Papierform oder mit Zustimmung des Belegempfängers elektronisch in ei-
nem standardisierten Datenformat ausgegeben werden. 

Ein Hauptargument gegen die Belegausgabepflicht ist der Umweltschutz, also der Papier-
verbrauch und der Einsatz des potenziell gesundheitsschädlichen Bisphenol-A im Thermopa-
pier. 

Der Nutzen der Belegausgabepflicht wird pauschal bezweifelt. Häufig zitiert wird eine Aus-
sage des Handelsverbandes Deutschland: „Mit dem ersten Tastendruck beim Kassieren wird 
eine Transaktion eröffnet, die sich bei einer mit einer TSE [Technische Sicherheitseinrichtung] 
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ausgerüsteten Kasse nicht mehr ohne Spuren löschen lässt. Ob dann der Kunde einen Beleg 
bekommt oder nicht, ist unerheblich.“1 

Der Gesamtzusammenhang wird in den Diskussionen fast immer ausgeblendet, vermutlich 
auch weil das Thema Belegausgabepflicht auf den ersten Blick eher trivial erscheint. Auch die 
bisher noch sehr allgemein gehaltenen Aussagen des BMF erläutern das Gesamtbild nicht. 

Dieses Dokument soll daher eine komplette Übersicht über die Materie vermitteln. 

2 Grundlagen eines Manipulationsschutzes 

2.1 Mögliche Manipulationen 
Die hier betrachteten Manipulationen haben zum Ziel, niedrigere als die tatsächlichen Umsät-
ze zu dokumentieren, um dadurch Steuern und Sozialabgaben (bei Verwendung der 
Schwarzeinnahmen zur Zahlung von Schwarzlöhnen) zu hinterziehen.  

Kassensysteme sind betroffen, weil die Finanzverwaltung sie als sog. Vorsysteme zur Buch-
führung in die Prüfung einbezieht – sonst würden Manipulationen erst bei der Übernahme der 
Kassenabrechnungen in die Buchführung erfolgen. 

Solche Manipulationen können prinzipiell auf folgende Arten vorgenommen werden: 

1. Vor oder während der Erfassung im Kassensystem – Möglichkeiten: 
a. Nichterfassung: Die Zahlung des Kunden wird vereinnahmt, ohne den Umsatz 

zu dokumentieren. 
b. Falscherfassung: Die Zahlung wird vereinnahmt, jedoch nicht in voller Höhe 

dokumentiert. 
c. Nicht- oder Falscherfassung mit gefälschtem Beleg: Um a. oder b. weniger 

auffällig zu gestalten, wird dem Kunden ein Beleg übergeben, der sich jedoch 
nicht oder verändert in den Aufzeichnungen wiederfindet. Dieser Beleg kann 
auf verschiedenste Weise erzeugt werden, also handgeschrieben sein, mit ei-
nem separaten System gedruckt oder auch von einer Kassensoftware mit Ma-
nipulationsfunktionen automatisch erzeugt werden. 

2. Nach der Erfassung – Möglichkeiten: 
a. Reduktion von Gesamtumsätzen: Sofern nur Summenwerte dokumentiert 

werden müssen,2 werden diese nachträglich verringert. 
b. Veränderung von Einzelaufzeichnungen: Einzelne Geschäftsvorfälle werden 

nachträglich verändert, so dass sich insgesamt niedrigere Umsätze ergeben. 
Typischerweise werden Vorfälle verändert, für die kein Beleg erstellt wurde.3 

c. Unterdrücken der Daten einzelner Kassensysteme: Es werden z.B. drei 
Kassensysteme betrieben, bei einer Prüfung aber nur Daten von zwei Syste-
men vorgelegt. 

Die Manipulationen unter 2. sind in der Anwendung einfacher, da sie die Nutzung des Kassen-
systems nicht beeinträchtigen. Die eigentlichen Aufgaben von Kassensystemen, wie z.B. Um-
sätze mit dem Personal abrechnen zu können, werden dadurch ebenfalls nicht beeinträch-
tigt.4 

 

                                         
1 Beispielsweise https://www.hna.de/verbraucher/einzelhandel-kassenbon-supermarkt-zettel-pflicht-januar-2020-

neu-deutschland-zr-13230595.html   
2  Das war in Deutschland vor dem BMF-Schreiben vom 26.11.2010, das eine Einzelaufzeichnung fordert, möglich. 

Spätestens seit dem 1.1.2017 ist die Aufzeichnung nur von Summenwerten nicht mehr zulässig. 
3 Es sind auch Fälle bekannt geworden, in denen ausgegebene, aber vom Kunden liegengelassene Belege mit spe-

ziell dafür aufgedruckten Barcodes systematisch erfasst wurden, um auch diese nachträglich zu verändern.  
4 Die Abrechnung erfolgt in diesem Fall vor den Manipulationen, also mit den tatsächlich erfassten Umsätzen. 
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2.2 Gegenmaßnahmen 
Alle Manipulationen unter 2. der Aufzählung weiter oben können durch technische Maß-
nahmen in Verbindung mit Betriebsprüfungen verhindert werden. Bei den jetzt neuen Re-
gelungen in Deutschland erfolgt das durch die TSE (verhindert b.) im Zusammenhang mit 
dem Meldeverfahren (macht c. erkennbar) Durch die bereits bestehende Einzelaufzeich-
nungspflicht wurde Methode a. schon bisher verhindert. 

Bei den Manipulationen unter 1. kommen zusätzlich die Kassen-Nachschau und die Be-
legausgabepflicht ins Spiel. Alle Fälle können nur entdeckt werden, wenn ein Abgleich der 
Aufzeichnungen mit der Realität erfolgt.  

Prinzipiell wären diese Überprüfungen durch jeden Kunden möglich – zumal der Kunde ein 
Interesse daran haben dürfte, dass die von ihm gezahlte Umsatzsteuer nicht vom Verkäufer 
unterschlagen wird. Diesen Ansatz hat der Gesetzgeber jedoch grundsätzlich ausgeschlos-
sen.5 

Also benötigt man Kontrollen, ob Geschäftsvorfälle so aufgezeichnet werden, wie sie statt-
gefunden haben. Diese müssen durch die Finanzverwaltung erfolgen. Hierzu ist im Gesetz 
das Instrument der Kassen-Nachschau verankert. Grundsätzlich gibt es zwei Herangehens-
weisen: 

- Kassen-Nachschau per Datenzugriff: Hierzu werden aus dem Kassensystem (bzw. 
aus der TSE) ausgelesene Daten mit eine Beobachtung einzelner Verkaufsvorgänge 
abgeglichen. Hier ist auch erkennbar, wenn Belege ausgegeben wurden, die keine 
Entsprechung in den aufgezeichneten Daten haben. 

- Kassen-Nachschau per Belegkontrolle: Hierzu wird anhand von Belegen überprüft, 
ob jeder beobachtete Verkaufsvorgang korrekt erfasst wurde. Dazu müssen die Belege 
daraufhin überprüft werden können, ob der entsprechende Geschäftsvorfall mit einer 
TSE abgesichert wurde (man benötigt dazu einen „prüffähigen Beleg“). 

Die Belegkontrolle bedeutet dabei einen erheblich geringeren Aufwand (Minuten gegenüber 
Stunden), insbesondere wenn die Kontrolle weitgehend automatisch erfolgen kann, wie z.B. 
durch Einlesen eines QR-Codes. Dazu ist eine Belegausgabepflicht erforderlich. 

Der Gesetzgeber hatte ursprünglich offenbar eine Kassen-Nachschau per Datenzugriff vorge-
sehen, während der Anwendungserlass zu § 146a AO auf prüffähige Belege und Belegkontrol-
len ausgerichtet ist.6 

Die Praxis zeigt, dass Kassensysteme meistens nicht aufwändig (also z.B. durch „Knacken“ 
der kryptografischen Verfahren), sondern vor allem auf dem jeweils einfachsten Weg an-
gegriffen werden. Daher ist zu erwarten, dass bei Systemen mit TSE auf die Nicht- oder 
Falscheingabe ausgewichen wird. Beispielsweise in Österreich hat es nach Einführung techni-
scher Sicherungen7 entsprechende Manipulationsversuche (ohne Belegausgabe und mit Aus-
gabe von nicht korrekten Belegen) gegeben, die jedoch bei Kassen-Nachschauen in Verbin-
dung mit der Belegausgabepflicht leicht erkennbar waren. 

Entsprechend gibt es in fast jedem Staat mit technischen Auflagen für Kassensysteme auch 
eine Belegpflicht – mindestens die Ausgabe ist vorgeschrieben, teilweise sind die Kunden 
auch zur Mitnahme verpflichtet. Einige Beispiele: Schweden, Belgien, Portugal, Österreich, 
Italien, Polen, Kroatien. 

                                         
5  Vgl. Gesetzesbegründung, Bundesrats-Drucksache 407/16, 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2016/0401-0500/407-16.pdf?__blob=publicationFile&v=5: 
„Hinsichtlich der Belegkontrollen durch Kunden durch Abgleich der Daten auf dem Beleg mit dem 
Verifikationsserver bestehen verfassungsrechtliche Bedenken, da diese Kontrolle grundsätzlich als hoheitliche 
Aufgabe der Verwaltung obliegt.“ Aussagen in der Literatur gibt es dazu jedoch nicht. 

6 In der aktuell gültigen Fassung der KassenSichV ist nicht vorgesehen, den sog. Prüfwert auf dem Beleg abzudru-
cken, während er im Anwendungserlass gefordert wird. Der Prüfwert ist eines der Elemente, die für eine Beleg-
prüfung ohne Datenzugriff benötigt werden. 

7 Durch die Registrierkassensicherheitsverordnung (RKSV), die am 1. April 2017 in Kraft trat. 
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In Frankreich wird momentan das Verbot von Papierbelegen für kleinere Rechnungsbeträge 
politisch diskutiert. Hierzu ist anzumerken, dass es in Frankreich zwar technische Auflagen für 
Kassensysteme gibt (Software-Zertifizierung), jedoch keine systematischen Kassen-
Nachschauen. Über die Effektivität dieses Ansatzes liegen dem DFKA keine Informationen 
vor. 

2.3 Kassen-Nachschau und Betriebsprüfung 
Dem DFKA sind die konkreten Pläne der Finanzverwaltung für die genaue Ausgestaltung von 
Kassen-Nachschauen nicht bekannt. 

Um die geschilderten Maßnahmen gegen Manipulationen bei der Erfassung sinnvoll umzuset-
zen, erscheint eine Abgrenzung der Kassen-Nachschau von Betriebsprüfungen sinnvoll so wie 
in der folgenden Tabelle dargestellt. 

Betriebsprüfung Kassen-Nachschau 
Betrachtung der gesamten Buchfüh-
rung Reine Kontrolle der Kassenführung 

Selten (Intervall: Jahre bis Jahrzehn-
te) Häufig (Intervall: Monate) 

Komplexe Prüfungen Einfache Kontrollen 

Datenprüfung Belegprüfung, Prüfung Kassendaten in Ver-
dachtsfällen 

Wenige Steuerpflichtige werden ge-
prüft Alle Nutzer von Kassen werden kontrolliert 

Dauert Wochen oder Monate Dauert Minuten 
Betrachtet mehrere Jahre rückwir-
kend Betrachtet aktuelle Situation 

3 Folgen bei der Nutzung von Papierbelegen 

3.1 Anzahl zusätzliche Belege 
Erfahrungsgemäß wird bereits heute überwiegend ein Beleg gedruckt und angeboten. Zahlen 
dafür existieren allerdings nicht.  

Nach Schätzungen des ADM e.V. werden insgesamt ca. 18 Mrd. Kassiervorgänge pro Jahr 
abgewickelt. Bei einer geschätzten Belegausgabequote von bisher 85% ergäben sich somit 
2,75 Mrd. zusätzliche Belege.8 

Aufgrund der Sondersituation in Bäckereien ist diese Zahl offenbar zu niedrig angesetzt: Dort 
ist die bisherige Belegausgabequote gering und der Durchschnittswert pro Bon ist niedrig. Die 
in Pressemeldungen genannten 5 Mrd. Belege dürften allerdings eher hoch angesetzt sein. 
Der Umsatz der Branche liegt bei knapp 15 Mrd. Euro,9 der Durchschnittsbon bei ca. 3,50 
Euro.10 Rein rechnerisch ergeben sich daraus 4,3 Mrd. Geschäftsvorfälle. Da ein Teil des Um-
satzes mit gewerblichen Kunden gemacht wird (separate Rechnungstellung ohne Kassenbon) 
und teilweise heute schon Belege ausgegeben werden (für beides sind allerdings keine Zahlen 
verfügbar), dürfte die Anzahl eher unter 4 Mrd. liegen. 

Eine typische Bonrolle misst 80 Meter und kostet ca. 1,00 Euro. Bei einer Beleglänge von 
15 cm ergeben sich ca. 530 Belege pro Rolle. Die zusätzlichen Papierkosten für 4 Mrd. Belege 
in Bäckereien liegen damit insgesamt bei ca. 7,5 Mio. Euro im Jahr oder ca. 160 Euro pro 
Verkaufsstelle (bei insgesamt ca. 46.000 Verkaufsstellen in Deutschland).11 

                                         
8 http://www.insika.de/images/stories/INSIKA/Kostenvergleich_Fiskalsysteme.xlsx  
9 https://www.baeckerhandwerk.de/baeckerhandwerk/zahlen-fakten/ 
10 https://www.baeko-magazin.de/aktuell/baeko-aktuell/31-10-2016-snacks-richtig-kalkuliert/ 
11  Siehe Fußnote 9 
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In Summe erscheinen demzufolge etwa 6 bis 8 Mrd. zusätzliche Belege, also ca. 75 bis 
100 pro Kopf der Bevölkerung und Jahr, plausibel. Ein Beleg wiegt ca. 0,66 g,12 pro Kopf und 
Jahr bedeutet das ca. 50 bis 70 g mehr Papierverbrauch. Der gesamte Papierverbrauch pro 
Kopf und Jahr beträgt ca. 250 kg.13 Durch die zusätzlichen Belege erhöht er sich also um ca. 
0,02 bis 0,03 %. Nach Schätzungen der Deutschen Umwelthilfe werden pro Jahr und Kopf 
alleine 34 Coffee-to-go-Becher mit einen Gesamt-Papiergewicht von ca. 370 g verbraucht.14 

3.2 Bisphenol-A (BPA) 
Ein erheblicher Teil der Kassenbelege wird heute auf Thermopapier erstellt, da der Ausdruck 
sehr schnell ist und die Drucker leise sowie praktisch wartungsfrei sind. 

Thermopapier enthielt bisher oft BPA, das im Verdacht steht, gesundheitsschädlich zu sein.15 
Es gibt bereits seit Jahren BPA-freies Thermopapier – dieses war jedoch geringfügig teurer. 

Seit dem 2. Januar 2020 ist jedoch EU-weit BPA-haltiges Thermopapier verboten.16 

4 Lösungen und Alternativen 
Im Folgenden sind alle dem DFKA bekannten Möglichkeiten zur Abmilderung der möglichen 
negativen Folgen einer Belegausgabepflicht dargestellt. 

4.1 Möglichst kurze Papier-Belege durch QR-Code 
Der Anwendungserlass zu § 146a AO hat eine Prüffähigkeit der Belege ohne Datenzugriff zum 
Ziel. Die Prüffähigkeit bedingt gegenüber heutigen Belegen den Abdruck relativ umfangrei-
cher, zusätzlicher Informationen.17  

Die KassenSichV fordert in § 6: „Die Angaben auf einem Beleg müssen für jedermann ohne 
maschinelle Unterstützung lesbar sein.“ Dies ist aus einer technischen Perspektive nicht sinn-
voll, da eine Prüfung ohnehin nur mit maschineller Unterstützung möglich ist.  

Es ist daher sinnvoll, die zusätzlichen Informationen nur als QR-Code aufzudrucken, um den 
Papierverbrauch zu minimieren. Dieser Ansatz wurde in Österreich bereits erfolgreich umge-
setzt. Wenn der aktuell vorgesehene Klartext-Druck als Alternative weiterhin erlaubt wäre, ist 
damit auch für einen Investitionsschutz für nicht QR-Code-fähige Systeme gesorgt.  

Dazu müssten die KassenSichV und der Anwendungserlass zu § 146a AO angepasst werden. 

4.2 Elektronische Belege 
Die KassenSichV gestattet die Ausgabe von Belegen in elektronischer Form. 

Elektronische Belege haben nach Einschätzung des DFKA bisher aus folgenden Gründen noch 
keine größere praktische Bedeutung erlangt: 

- Es gab keine Nachfrage auf Seiten der Kunden: Wer keinen Beleg benötigte, warf 
ihn weg, lehnte das Angebot ab oder verzichtete auf die Frage nach einem Beleg. Vor-
teile elektronischer Belege wie die Möglichkeit einer automatischen Auswertung des 
eigenen Einkaufverhaltens würden erst bei einer sehr hohen Quote elektronischer 
Belege zum Tragen kommen. 

- Es gab nur eine geringe Nachfrage bei Unternehmen: Um Belege einzusparen, 
reichte es in der Vergangenheit, diese nur auf Kundenwunsch auszugegeben. 

                                         
12 Ein Bon misst etwa 15 x 8 cm = ca. 0,012 m², Papier wiegt meist 55 g/m² 
13 https://www.umweltbundesamt.de/daten/ressourcen-abfall/verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-

abfallarten/altpapier 
14 https://www.duh.de/uploads/tx_duhdownloads/DUH_Coffee-to-go_Hintergrund_01.pdf 
15 https://www.lfu.bayern.de/analytik_stoffe/doc/abschlussbericht_svhc.pdf  
16 EU-Verordnung: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016R2235   
17 Seriennummer TSE, Prüfwert (Signatur), Transaktionszähler usw. 
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- Es fehlen Verfahren, die eine Anwendung einfach machen: Schon durch die fehlen-
de Standarisierung wird es für Kunden so kompliziert, dass der Aufwand bei einer 
Nutzung im Verhältnis zum gelösten Problem viel zu hoch ist. 

Technisch sind elektronisch Belege verhältnismäßig einfach. Daher ist bereits eine Reihe von 
Lösungen verfügbar bzw. kurz vor der Marktreife. 

Grundsätzlich sind folgende Verfahren denkbar (ohne Anspruch auf Vollständigkeit): 

1. Beleg wird per E-Mail übermittelt (z.B. als PDF-Datei), wozu die Mail-Adresse des 
Kunden bekannt sein muss 

2. Der Kunde erhält einen Internet-Link auf den Beleg, z.B. durch Scannen eines QR-
Codes im Kunden-Display 

3. Der Kunde kann auf ein Beleg-Archiv als Teil seines Kundenkontos beim ausgeben-
den Unternehmen zugreifen, sofern dies vorhanden ist und er sich beim Verkaufsvor-
gang identifiziert hat, z.B. durch eine Kundenkarte 

4. Die Belege könnten auch in ein unternehmensübergreifendes Beleg-Archiv über-
tragen werden, auch hier ist eine Identifikation des Kunden erforderlich 

5. Der Beleg wird direkt auf das Smartphone des Kunden übertragen, z.B. per NFC oder 
Bluetooth in eine entsprechende App – das könnte im Zusammenhang mit dem Zah-
lungsvorgang erfolgen 

Jedes Verfahren hat spezifische Nachteile (vor allem in Bezug auf eine einfache Handhabung 
und den Datenschutz18). Ein wesentliches Problem dürfte momentan jedoch vor allem die 
fehlende Standardisierung sein, die es für Kunden unnötig kompliziert macht. So wird 
kaum ein Kunde verschiedene Smartphone-Apps installieren, um damit dann elektronische 
Belege für einen nur kleinen Teil seiner Einkäufe zu verwalten.19 

Ein in der Praxis nicht genutztes Verfahren für elektronische Belege birgt zudem das Risiko, 
dass die Belegausgabepflicht großflächig nicht befolgt wird. 

Hier ist also vor allem eine Standardisierung der Formate und Verfahren dringend wün-
schenswert. Idealerweise kann auch die Kassen-Nachschau auf so einen Standard aufsetzen, 
um sie für alle Beteiligten so schnell und einfach wie möglich zu machen. 

Eine großflächige Umstellung auf elektronische Belege dürfte jedoch mehrere Jahre in An-
spruch nehmen, da zuerst ausreichend viele Systeme umgestellt sein müssen und sich da-
nach das Kundenverhalten ändern muss. 

4.3 Belegausgabe auf Anforderung 
Die hypothetische Diskussion „Belegausgabe nur auf Anforderung – des Kunden oder 
eines Prüfers im Rahmen einer Kassen-Nachschau –  erzeugt bei den aktuellen technischen 
Lösungen erhebliche Sicherheitslücken, zu deren Beseitigung technische Veränderungen 
an TSE und Kassensystemen sowie darauf angepasste Abläufe bei Kassen-Nachschauen 
erforderlich machen. In diesem Falle müssten die Vorgangsdaten –wie auch immer- eine 
Zwischenspeicherung erfahren und erst bei „Beleganforderung“ über die TSE eine codierte 
Registratur  (Zahlencode; QR-Code) für den Belegausdruck erhalten. Dieses Procedere bein-
haltet die Möglichkeit über eine modifizierte Kassensoftware Vorgänge unerkannt zu löschen 
oder zu  manipulieren. Grundsätzlich wäre eine Überarbeitung der Technischen Sicherheits-
einrichtung (TSE) erforderlich, da Manipulationen nur mit einem relativ aufwendigen und zeit-
intensiven Zugriff und entsprechender Analyse der gespeicherten Daten erkennbar sind. 

 
Der DFKA steht ggf. für eine Mitarbeit an der Spezifikation der nötigen Veränderungen zur 
Verfügung. 
                                         
18 Sobald der Kunde identifiziert wird oder auch nur identifizierbar wäre (Pseudonymisierung), findet die DSGVO 

Anwendung, was Datenschutzhinweise, Widerspruchsmöglichkeiten, Sicherstellung von Betroffenenrechten und in 
der Regel auch Einwilligungen erfordern wird und damit entsprechende Kosten verursacht. 

19 Ein ähnliches „Henne-Ei-Problem“ hat auch dazu beigetragen, dass sich die Vereinfachung bargeldloser Zahlung 
über viele Jahre hingezogen hat. 
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5 Empfehlungen des DFKA 
Aus Sicht des DFKA wäre folgende Vorgehensweise sinnvoll: 

1. Anpassung von KassenSichV und Anwendungserlass, um die Größe von Papierbelegen 
durch QR-Codes (statt Klartext) auf dem Beleg zu minimieren (siehe 4.1) 

2. Standardisierung von Inhalten und Verfahren für elektronische Belege, um deren 
schnelle Verbreitung zu fördern (siehe 4.2) 

3. Von unvorbereiteten Erleichterungsregeln wird abgeraten – sofern hier Bedarf besteht, 
sind vorher die erforderlichen Anpassungen durchzuführen (siehe 4.3) 

4. Klare Kommunikation des Bundesministeriums der Finanzen zu den Themen Belegaus-
gabepflicht und Kassen-Nachschau 

Aufgrund des großen Interesses plant der DFKA kurzfristig ein Projekt zur Standardisierung 
elektronischer Belege zu beginnen (analog zur Taxonomie Kassendaten). 


